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her dieſe Organe , ſoweit ſie ſie nicht ſchon beſitzen oder vom Staat

übernehmen , ſchaffen . Eine Manſpruchnahme ſtaatlicher Organe muß

grundſätzlich abgelehnt werden . Nur in den Städten mit Staats⸗

polizei kann eine Mitwirkung der ſtaatlichen Polizeiorgane in fol⸗

gendem Umfange zugeſtanden werden :

a) Die von den ſtaatlichen Polizeiorganen beim gewöhnlichen

Sicherheitsdienſte wahrgenommenen bau⸗, wohnungs⸗ und

feuerpolizeilichen Ubertretungen und Verfehlungen gegen die

Bauarbeiterſchutzvorſchriften werden von dieſen dem Bezirks⸗
amt ( Polizeidirektion ) gemeldet , das ſie ungeſäumt zur weiteren

Behandlung an den Sberbürgermeiſter weitergibt .
b) Soweit in beſonderen Ausnahmefällen für die zwangsweiſe

Durchführung bau⸗, wohnungs⸗ oder feuerpolizeilicher Ver⸗

fügungen und Anordnungen , wie größere Baueinſtellungen ,

Wohnungsräumungen uſw. , die Organe der Stadt nicht aus⸗

reichen , können dem Oberbürgermeiſter auf Antrag im einzelnen

Fall zur Unterſtützung ſtaatliche Polizeibeamte zur Verfügung
geſtellt werden . Die Verantwortung für die polizeilichen Maß⸗

nahmen und ihre Durchführung bleibt auch in dieſen Fällen
in vollem Umfange dem Oberbürgermeiſter .

4. Es muß mit allen Mitteln dahin gewirkt werden , daß nicht
nur der Übergang , ſondern auch die ſpätere Handhabung der Polizei

auf den genannten Gebieten durch die Städte ſich möglichſt reibungs⸗
los vollzieht und nicht durch Kompetenzſtreitigkeiten ungebührlich

erſchwert und zum Nachteil der Beteiligten verzögert wird . Zweifel
und Meinungsverſchiedenheiten werden in der Regel durch mündliches

Benehmen zwiſchen den beteiligten Stellen aus dem Wege geräumt
werden können .

3. Baulaſten .

Vorbemerkung .

( Aus dem Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 21. Dez. 1908
Nr. 65 363 ) .

Die den Bauherren im öffentlichen Intereſſe obliegenden bau⸗

polizeilichen Verpflichtungen werden im allgemeinen durch die bau⸗

rechtliche Beſtimmungen enthaltenden Geſetze , Verordnungen , ſowie
orts⸗ und bezirkspolizeiliche Vorſchriften beſtimmt . Nach dieſen Vor⸗

ſchriften konnten ſeither im Einzelfall nur ſolche Bauauflagen ge⸗

macht werden , die in den materiellen Beſtimmungen der genannten

allgemeinen Vorſchriften ihre Rechtsgrundlage hatten . Die Erfahrung

hat nun aber gezeigt , daß nicht ſelten ein Bedürfnis beſteht , beſondere
baupolizeiliche Verpflichtungen , welche aus jenen allgemeinen Vor⸗
ſchriften ſich nicht ohne weiteres ergeben , dem Bauenden oder zu

deſſen Gunſten einem dritten Grundeigentümer aufzuerlegen , um —

abgeſehen von dem in § 57 Abſatz 1 Satz 2 und 8 i . V. mit 8 56
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Abſatz 1 der Landesbauordnung vom 1. September 1907 geregelten
Falle — der Baupolizeibehörde die Genehmigung eines Baugeſuchs ,eventuell im Wege der Dispenserteilung , zu ermöglichen oder zu er⸗
leichtern . In dieſer Beziehung kommt beiſpielsweiſe die von einem
Grundeigentümer aus Rückſicht auf ſeinen Nachbar übernommene
Verpflichtung in Betracht , ein Grundſtück teilweiſe unüberbaut zulaſſen , um einem Nachbarbau den erforderlichen Zutritt von Lichtund Luft zu gewährleiſten . Hierbei handelt es ſich um Auflagen ,
welche ſich nicht auf allgemeine Vorſchriften gründen und daher nur
mit Zuſtimmung der zu Verpflichtenden gemacht werden können .
Solche freiwillige Willenserklärungen der Grundſtückseigentümerkonnten bisher nicht zur Grundlage einer den Rechtsnachfolgern
gegenüber rechtlich erzwingbaren Auflage gemacht werden , da es an
einer geſetzlichen Vorſchrift fehlte , wonach derartige Erklärungen , ſo⸗weit ſie dem Gebiete des öffentlichen Rechts angehören , als Bau⸗
laſten auf dem Grundſtück haften und als ſolche auf jeden ſpäterenErwerber des Grundſtücks übergehen . Dieſe Lücke iſt nunmehr durchdie Vorſchriften in § 27 des Ortsſtraßengeſetzes vom 15. Oktober
1908 ausgefüllt worden . Hierdurch iſt die Möglichkeit geboten , die
in den allgemeinen baurechtlichen Normen enthaltenen Beſtimmungen
durch Einzelvorſchriften für beſtimmte Baugrundſtücke zu ergänzen ;
ſolchen Einzelvorſchriften kommt , wenn ſie den vom Geſetz vorge⸗
ſchriebenen formalen Vorausſetzungen entſprechen , bezüglich der aufden betreffenden Grundſtücken zu erſtellenden Bauten materiell die
gleiche Bedeutung zu, wie den eingangs genannten allgemeinen Vor⸗
ſchriften .

Die als Baulaſten zu übernehmenden Verpflichtungen können
nach dem Geſetz zunächſt die Art der Überbauung oder die
Nichtbebauung von Grundſtücken oder Grundſtücksteilen zum
Gegenſtand haben . Sie werden als ſolche meiſt auf ein Dulden
oder Unterlaſſen gehen ; ſie können aber auch auf ein Tun , auf
poſitive Leiſtungen , die reallaſtartig auf dem Grundſtück haften , ge⸗
richtet ſein . Zu Verpflichtungen , die der Bauende ſelbſt über⸗
nimmt , können namentlich die Fälle , in welchen die Baupolizeibehörde
Nachſicht bewilligen kann , und überhaupt die Fälle Anlaß geben , in
welchen die Entſcheidung in das freie Ermeſſen dieſer Behörde ge⸗
ſtellt iſt , letztere hiernach die Bewilligung eines nicht bedenkenfreien
Baugeſuchs von der Übernahme der Verpflichtung zu gewiſſen anderen
ſichernden Vorkehrungen abhängig machen kann : ſo z. B. in den
Fällen des 8 9 Abſatz 1 —3 des Ortsſtraßengeſetzes , ferner wenn der
Bauende auf dem nach 8 57 Abſ . 1 der Landesbauordnung unbebaut
zu laſſenden Grundſtücksabſchnitt von 1,80 m Breite einen Bauteil
für ſo lange errichten will , als das Nachbargrundſtück unbebaut
bleibt , der Nachbar , ohne ſich ſelbſt zur Einhaltung eines größeren
Abſtandes zu verpflichten , nichts einwendet und der Bauende ſelbſt
ſich zur ſpäteren Beſeitigung des Bauteils verpflichtet , oder wenn
der Bauende in den Fällen des § 11 des Ortsſtraßengeſetzes ſich
verpflichtet , die getroffenen Einrichtungen auf eigene Koſten in ge⸗
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ordnetem Zuſtand zu erhalten . Als Beiſpiele von Verpflichtungen ,
welche zu Gunſten des Bauenden von dritten Grundeigentümern
( Nachbarn ) übernommen werden , kommen insbeſondere folgende in

Betracht : wenn ein Baugeſuch aus bau⸗ oder feuerpolizeilichen
Gründen nur unter der Vorausfetzung genehmigt werden kann , daß
an einem Nachbargebäude gewiſſe bauliche Vorkehrungen (3. B. An⸗

bringung von feuerſicheren Läden oder von feuerſicherem Verputz und

dergl . ) getroffen und dieſe baulichen Herſtellungen dauernd belaſſen
und unterhalten werden , ferner wenn zum Zweck der Gewinnung
eines größeren zuſammenhängenden Hofraums auf mehreren an⸗

einanderſtoßenden Baugrundſtücken eine Hofgemeinſchaft gebildet
werden ſoll .

Das Geſetz berückſichtigt daneben aber auch Verpflichtungen ,
welche hinſichtlich der Art der Benutzung von Bauten oder Bau⸗
teilen übernommen werden . Der häufigſte der hierher gehörigen
Fälle iſt wohl der , wenn die Herſtellung von Räumen in Unter⸗ und

Dachgeſchoſſen nur unter der Bedingung genehmigt wird , daß ſie
nur als Aufbewahrungsraum und dergleichen , dagegen nicht als
Wohn⸗ , Schlaf⸗ oder Arbeitsräume benutzt werden . Im Intereſſe
der Rechtsnachfolger hat es ſich nach den vom Miniſterium gemachten
Beobachtungen als ſehr wünſchenswert erwieſen , daß ſolche Be⸗
nutzungsbeſchränkungen , namentlich ſoweit ſie nicht im Bauwerke
ſelbſt ohne weiteres erkennbar zur Erſcheinung gelangen , durch Ein⸗
trag in das Baulaſtenbuch offenkundig gemacht werden ; es iſt mehr⸗
fach von Rechtsnachfolgern Nachſichtsbewilligung erbeten worden ,
weil ſie ein mit ſolchen Benutzungsbeſchränkungen belaſtetes Gebäude
um den vollen Verkehrswert eines unbelaſteten Gebäudes erworben
hatten , ohne von der Belaſtung rechtzeitig Kenntnis zu erhalten , und
es mußte die Nachſicht erteilt werden , weil den Rechtsnachfolgern
gegenüber die Durchführung der dem früheren Hauseigentümer ge⸗
machten Auflage eine gewiſſe Härte bedeutet hätte

Nach § 27 Abſatz 1 des Ortsſtraßengeſetzes erhalten die bau⸗
rechtlichen Verpflichtungen nicht ſchon durch ihre Üübernahme , ſondern
erſt durch ihre Eintragung in das Baulaſtenbuch die Eigenſchaft einer
Baulaſt und damit die im Geſetz vorgeſehene dingliche Wirkung .
Hierdurch unterſcheidet ſich das badiſche Geſetz weſentlich von den
Vorſchriften des ſächſiſchen Baugeſetzes , nach welchem die Eintragung
nicht Vorausſetzung des Beſtandes der Baulaſten iſt , ſondern nur
zur Offenkundigmachung dieſer Verpflichtungen dient .

Für Verpflichtungen , welche unmittelbar oder mittelbar aus
den allgemeinen baupolizeilichen Vorſchriften ſich ergeben , bedarf es
im allgemeinen der Anerkennung als einer Baulaſt nicht . In ſolchen
Fällen bildet die Erfüllung der durch das Geſetz oder auf deſſen
Grund durch die Baupolizeibehörden auferlegten Verpflichtung eine
geſetzliche Bedingung der Baugenehmigung , und es verſteht ſich von
ſelbſt , daß dieſe Bedingung , ſoweit ſie eine beſtimmte Beſchaffenheit
des Gebäudes verlangt oder eine Benutzung einzelner Bauteile für
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beſtimmte Zwecke ausſchließt , wie für den Bauenden ſo auch fürſeine Rechtsnachfolger gilt . Es kommen aber auch Fälle vor , in
welchen die Auflage an ſich in allgemeinen Vorſchriften begründet
erſcheint , bei denen das Beſtehen der Auflage jedoch aus dem tat⸗
ſächlichen Zuſtande des Baues nicht erkennbar iſt . Hierher gehören
beiſpielsweiſe Baudispenſe , welche auf. Zeit , insbeſondere inſolangegewährt werden ſollen , als nicht auf dem Nachbargrundſtücke bau⸗
liche oder ſonſtige Herſtellungen vorgenommen werden , die in bau⸗,
feuer⸗ ꝛc. polizeilicher Hinſicht auf das Grundſtück von Einfluß ſind ,oder Baubeſcheide , in welchen einzelne Räume eines Hauſes nurunter der Bedingung genehmigt werden , daß ſie nicht zu Wohn⸗zwecken verwendet werden . In ſolchen Fällen ſteht , wie auch die
Kommiſſion der I. Kammer anerkannt hat , der Beſtellung einer
Baulaſt nichts im Wege ; es empfiehlt ſich vielmehr gerade bei der⸗
artigen Belaſtungen eines Baugrundſtücks , im Intereſſe der Sicher⸗
heit des Grundſtückverkehrs das Vorhandenſein der Verpflichtungoder Benutzungsbeſchränkung durch Eintragung in das Baulaſten⸗
buch offenkundig zu machen ) .

) JErl . d. Min . d. Innern v. 14. Juli 1913 Nr. 24948 :
In 822 Abſatz 4 ( Schlußſatz ) LBO . iſt nach der Faſſung der

Verordnung vom 13. Januar 1913 ausdrücklich beſtimmt , daß dann ,wenn die Bauart eines Hauſes nur den geminderten Anforderungen
für Kleinwohnhäuſer entſpricht , eine weitere Überbauung des Bau⸗
grundſtücks , als ſie nach § 4 Abſatz 4 geſtattet iſt , nicht zuläſſig ſei.Die bernahme einer Baufaſt iſt demnach in dem dortſeits erwähnten
Fall nicht erforderlich . Es bedarf aber auch in anderen Fällen , in
welchen an einem mit den Vergünſtigungen für Kleinwohnhäuſer
genehmigten Bau Anderungen vorgenommen werden , einer im Bau⸗
laſtenbuch eingetragenen Verpflichtung nicht , um zu verhindern , daßein mit den Vorſchriften der LBO . unvereinbarer Zuſtand eintritt .
Es wird genügen , wenn jeweils geprüft wird , ob und unter welchen
Bedingungen Anderungen , die einem Bau den Charakter des Klein⸗
wohnhauſes nehmen , genehmigt oder geduldet werden können .

Der Erwerber eines Hauſes wird ohne beſondere Schwierig⸗keiten erkennen können , ob das Anweſen den regelmäßigen Anfor⸗
derungen der LBO . oder ob es nur den für Kleinwohnhäuſer
gemilderten Vorſchriften entſpricht , und mithin in der Ausnützung
gewiſſen Beſchränkungen unterliegt . Jedenfalls iſt es nicht ſchwieriger ,
ſich hierüber Gewißheit zu verſchaffen , als über die Wirkung einer
Reihe anderer Beſtimmungen der LBO . oder vielfach üblicher ört⸗
licher Bauvorſchriften auf ein beſtimmtes Anweſen .Bei der baupolizeilichen Prüfung eines Umbaues oder der
weiteren Üüberbauung eines ſchon bebauten Baugrundſtücks vermagder Bezirksbaukontrolleur , auch ohne daß er durch einen Eintragim Baulaſtenbuch darauf hingewieſen wird , zu erkennen , ob es ſichbei dem ſchon vorhandenen Haus etwa um ein Kleinwohnhaus
handeln kann oder nicht , und ob das ſeiner Prüfung unterliegende
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a) § 27 des Ortsſtraßengeſetzes vom 15 . Oktober 1908 .

( Geſ. ⸗ u. BOBBl. S. 619) .

§ 27 . 1. Beſondere , nicht ſchon aus den allgemeinen
baupolizeilichen Vorſchriften ſich ergebende Verpflichtungen, ! )
welche hinſichtlich der Art der Überbauung oder hinſichtlich
der Nichtbebauung von Grundſtücken oder Grundſtücksteilen ,

ſowie hinſichtlich der Art der Benutzung von Bauten oder Bau⸗
teilen auf Verlangen der Baupolizeibehörde gegenüber dieſer

Behörde von dem Eigentümer mit Rückſicht auf ein von ihm

Baugeſuch wegen der für Kleinwohnhäuſer mit den Vergünſtigungen
verknüpften Beſchränkungen genehmigt werden kann oder nicht .

Es bedarf mithin auch weder zur Aufklärung des künftigen
Erwerbers noch zur ſachgemäßen baupolizeilichen Prüfung ſpäterer
Baugeſuche bei der Genehmigung von Kleinhäuſern eines Eintrags
ins Baulaſtenbuch . “

) Aus dem Erl . d. Min . d. Innern v. 22. April 1912 Nr . 6156 :
„Eine Baulaſt iſt gemäß 8 27 des Ortsſtraßengeſetzes eine öffent⸗

lich⸗rechtliche Laſt und ſie enthält eine Verpflichtung gegenüber der

Baupolizeibehörde . Das Rechtsverhältnis , welches infolge einer Bau⸗

laſt entſteht , iſt hiernach lediglich ein öffentlich⸗rechtliches zwiſchen der

Baupolizeibehörde und dem Verpflichteten . Während die dem Bau⸗

herrn im öffentlichen Intereſſe obliegenden baupolizeilichen Verpflich⸗
tungen im allgemeinen durch die baurechtliche Beſtimmungen ent⸗
haltenden Geſetze , Verordnungen ſowie orts⸗ und bezirkspolizeiliche
Vorſchriften beſtimmt ſind , werden durch die Baulaſt beſondere bau⸗

polizeiliche Verpflichtungen begründet , die ſich aus den allgemeinen
Vorſchriften nicht ohne weiteres ergeben und im Einzelfalle der Bau⸗
polizeibehörde die Genehmigung eines Baugeſuchs ermöglichen . In
jedem Fall , in dem eine Baulaſt übernommen wird , muß an der
Übernahme der Verpflichtung ein öffentlich⸗rechtliches , baupolizeiliches
Intereſſe beſtehen . Das ſchließt allerdings nicht aus , duß das Be⸗
ſtehen der Baulaſt auch für das private Intereſſe Dritter von er⸗
heblichem Vorteil iſt , jedoch findet dieſes private Intereſſe durch die
Baulaſt nur inſoweit Schutz , als das der Baulaſt zu Grunde liegende
öffentliche Intereſſe reicht . Da die im Baulaſtenbuch eingetragene
Verpflichtung eine öffentlich - rechtliche , baupolizeiliche iſt , iſt es Sache
der Baupolizeibehörde , die Erfüllung dieſer Verpflichtung zu verlangen ,
die Baupolizeibehörde darf ſich aber hierbei wie auch bei ihren ſonſtigen
Entſchließungen nur von öffentlich - rechtlichen Erwägungen leiten laſſen .
Es muß daher der Baupolizeibehörde auch die Befugnis zuerkannt
werden , ein Gebot oder Verbot , das nach dem Wortlaut der Baulaſt
zuläſſig wäre , nicht zu erlaſſen , wenn es im öffentlichen Intereſſe
nicht geboten iſt , dies zu tun . “ 5
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oder von einem anderen Eigentümer eingereichtes Baugeſuch
übernommen werden , haften , wenn ſie in dem Baulaſtenbuch
eingetragen ſind , als öffentlich⸗rechtliche Laſten (Baulaſten )
auf dem Grundſtück und gehen als ſolche auf jeden ſpäteren
Erwerber des Grundſtücks über .

2. Die Erklärungen , durch welche ſolche Verpflichtungen
übernommen werden , müſſen , um rechtsverbindlich zu ſein , in
öffentlicher oder öffentlich beglaubigter Urkunde oder unter⸗
ſchriftlich zu ProtokollY ) der Baupolizeibehörde oder der Ge⸗
meindebehörde abgegeben werden . Im übrigen iſt die Rechts⸗
gültigkeit der Erklärungen nach den Beſtimmungen des
bürgerlichen Rechtes zu beurteilen .

3.w Soll durch Übernahme einer ſolchen Baulaſt die zu⸗
läſſige Uberbauung eines Grundſtücks nach Fläche oder Höhe
zu Gunſten eines Nachbars verringert werden , ſo ſind die⸗
jenigen , für welche Rechte im Grundbuch eingetragen ſind ,
von dem Vorhaben zu benachrichtigen , ſoweit ſie oder ihr Be⸗
vollmächtigter einen bekannten Wohnſitz im Deutſchen Reiche
haben . Die Eintragung der Baulaſt ſoll nicht vor Ablauf von
zwei Wochen nach der Zuſtellung der Nachricht an die Dritt⸗
berechtigten erfolgen .

4. Die Baulaſtenbücher werden von der Gemeinde
geführt . Die näheren Vorſchriften über ihre Einrichtung und
Führung werden im Verordnungswege erlaſſen.

5. Die Einſicht der Baulaſtenbücher iſt jedermann ge⸗
bührenfrei geſtattet . Auf Verlangen ſind daraus auf Koſten
des Antragſtellers Auszüge oder Zeugniſſe zu erteilen .

6. Die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſtehenden
Verpflichtungen der in Abſatz 1 bezeichneten Art erlangen die

) Um einer eventuellen Anfechtung des Verpflichtungsaktes wegen
Formmangels von vornherein zu begegnen , iſt bei der Niederſchrift
von Erklärungen über die Beſtellung einer Baulaſt , die nach 8 27
Abſ . 2 OStch . unterſchriftlich zu Protokoll abgegeben werden müſſen ,
ſtets ein Protokollführer beizuziehen , der das Protokoll mit dem
die Verhandlung leitenden Beamten zu unterzeichnen hat . Wegen der
Form des Protokolls vgl . die mit Erlaß d. Min . d. Innern vom
3. März 1905 Nr . 10315 , die Kanzleiordnung der Bezirksämter betr . ,
unter § 8 der Anlage J gegebene Anweiſung ( Erl . d. Min . d. Innern
vom 21. Juni 1909 Nr . 26 125) .
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daſelbſt vorgeſehene dingliche Wirkung , wenn die Erklärungen
der Formvorſchrift des Abſatzes 2 entſprechen und wenn ſeit

Abgabe der Erklärung bis zum Eintrag in das Baulaſten⸗
buch ein Wechſel des Eigentümers nicht ſtattgefunden hat .

7. Gegen die Entſcheidung der Baupolizeibehörde über

das Beſtehen von Baulaſten und über die Wirkſamkeit der

Erklärungen , durch welche ſie übernommen worden ſind ,
findet Klage an den Verwaltungsgerichtshof ſtatt .

b) Verordnung des Miniſteriums des Innern vom

19 . Dezember 1908 , die Einrichtung und Führung
von Baulaſtenbüchern betreffend .

( Geſ. - u. VOBl . S. 673) .

Zum Vollzug des § 27 des Ortsſtraßengeſetzes vom

15 . Oktober 1908 ( Geſetzes - und Verordnungsblatt 1908

Seite 605 ) und in Ergänzung der Landesbauordnung vom

1. September 1907 ( Geſetzes⸗ und Verordnungsblatt 1907

Seite 385 ) wird verordnet , was folgt :
8

1 . 1. Baulaſtenbücher ſind in den einzelnen Gemeinden

inſoweit anzulegen und fortzufühen , als ein Bedürfnis zur

Eintragung von am 1. Januar 1909 bereits beſtehenden bau⸗

rechtlichen Verpflichtungen oder zur Eintragung neuer bau⸗

rechtlicher Verpflichtungen vorhanden iſt . !)
2. In Gemeinden , in denen am 1. Januar 1909 keine

baurechtlichen Verpflichtungen einzutragen ſind , kann die An⸗

legung eines Baulaſtenbuches unterbleiben , bis die Eintragung
einer ſolchen Verpflichtung notwendig wird .

§ 2. 1. Das Baulaſtenbuch iſt unter verantwortlicher
Leitung des Bürgermeiſters tunlichſt durch den gleichen Beam⸗

) Bezüglich der am 1. Jan . 1909 vorhandenen baurechtlichen
Verpflichtungen beſteht ein Bedürfnis zur Eintragung dann , wenn
entweder ſeitens eines Beteiligten die Eintragung beantragt wird oder
das Bezirksamt die Eintragung im öffentlichen Intereſſe für erfor⸗
derlich erachtet ( § 6 Abſ . 1). Bezüglich der nach dem genannten Zeit⸗
punkt übernommenen baurechtlichen Verpflichtungen beſteht ein Bedürf⸗
nis zur Eintragung , ſobald eine ſolche Verpflichtung zur Entſtehung
gelangen ſoll ( Erl . d. Min . d. nern vom 21. Dez. 1908 Nr . 65 363) .

fefl
Ol
l

zei

ff

Jin

ö1

dem

des

ibet
Ul
Abſ
Lun
Un
iely
161
beiſ

Jih
ß
mög
chy
vom

behe
ſicht
Mal
halt
E
Ben



90n
lſeit

lten⸗

Ubet

t der

fud,

om

ung

Jom
90

on

907

den

Baulaſten . 287

ten zu führen , welchem die Führung des in 8 25 Abſatz 3 des
Ortsſtraßengeſetzes vorgeſchriebenen Verzeichniſſes obliegt ,und tunlichſt in dem gleichen Geſchäftszimmer wie dieſes Ver⸗
zeichnis zur allgemeinen Einſicht bereit zu halten . )

2. Die Baulaſtenbücher müſſen trocken und feuerſicher
aufbewahrt werden .

§ 3. In das Baulaſtenbuch ſind nur Verpflichtungen im
Sinne des §8 27 des Ortsſtraßengeſetzes einzutragen , welchevon
Grundſtückseigentümern gegenüber der Baupolizeibehörde
übernommen worden ſind . Durch die Eintragung erhalten die
baurechtlichen Verpflichtungen die Eigenſchaft von Baulaſten
G 27 Abſatz 1 des Ortsſtraßengeſetzes ) .

§ 4. 1. Die Einträge in das Baulaſtenbuch erfolgen nur
auf Grund ſchriftlicher , mit dem Dienſtſiegel zu verſehender

) Dem Baulaſtenbuchführer kommt nicht in gleicher Weiſe wiedem Grundbuchbeamten eine ſelbſtändige Stellung zu; er iſt vielmehrdem Bürgermeiſter unterſtellt , unter deſſen Verantwortung er ſeine
Geſchäfte wahrzunehmen hat . Die in der Verordnung vorgeſchriebenen ,
auf Eintragungen bezüglichen Verfügungen des Bezirksamts ſinddeshalb nicht an die Perſon des Baulaſtenbuchführers , ſondern andas Bürgermeiſteramt zu richten ; desgleichen ſind auch die Anzeigenüber vollzogene Eintragungen und ſonſtige Auskunftserteilungen
( dgl . §S 12) vom Bürgermeiſter zu unterſchreiben . — Die Vorſchrift des
Abſatz 1 entſpricht einer von der Kommiſſion der Il . Kammer der
Landſtände gegebenen Anregung . Sie iſt indeſſen , wie aus dem
Worte „tunlichſt “ hervorgeht , nicht unbedingt zwingend ; es kann
vielmehr , wenn beſondere Gründe dafür ſprechen , die Buchführung
ausnahmsweiſe einem anderen Beamten übertragen werden . So iſt
beiſpielsweiſe nichts dagegen zu erinnern , wenn in Städten mit ſtädtiſchen
Grundbuchämtern ein beim Grundbuchamt beſchäftigter Beamter mit der
Führung des Baulaſtenbuches betraut wird . Unter allen Umſtänden
muß aber verlangt werden , daß dem Intereſſe des Publikums , auf
möglichſt einfache Weiſe von dem Inhalt des Baulaſtenbuchs Einſicht
nehmen zu können , Rechnung getragen wird ( Erl . d. Min . d. Innern
vom 21. Dez. 1908 Nr . 65363 ) .

) In den Fällen des § 57 Abſatz 1 Satz 2 und 3 der LB0 .
bedarf es der Beſtellung einer Baulaſt auf das Nachbargrundſtück
nicht , da ſich nach Ausführung des Baues die Verpflichtung des
Nachbars , von dieſem Bau ſpäter einen Abſtand von 3,60 m einzu⸗
halten , aus § 56 der LBO . ohne weiteres ergibt und der Sachverhalt
aus den tatſächlichen Verhältniſſen klar erſichtlich iſt — ogl . auch die
Bemerkung zu § 57 Abſ . 1 L80 . , ferner die Vorbemerkung Seite 280— (EErl. d. Min . d. Innern vom 21. Dez. 1908 Nr. 65 363) .
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Anordnung des Bezirksamts , welche den vollſtändigen Wort⸗

laut des Eintrags zu enthalten und gegebenenfalls auf einen

der Anordnung beizufügenden Plan ' ! ) zu verweiſen hat .

2. Der Eintrag in das Baulaſtenbuch iſt ſofort nach Ein⸗

kunft der bezirksamtlichen Anordnung unter Beifügung von

Tag und Nummer der letzteren zu vollziehen und unter Angabe
des Tags der Eintragung vom Baulaſtenbuchführer zu unter⸗

zeichnen . Der Vollzug des Eintrags iſt unverzüglich dem

Bezirksamt anzuzeigen ; im Betreff dieſer Anzeige iſt das

belaſtete Baugrundſtück genau zu bezeichnen .
3. Die Vollzugsanzeigen über Einträge im Baulaſten⸗

buch ſind vom Bezirksamt , nachdem ein Vermerk über den

Vollzug des Eintrags zu den betreffenden Bauakten gefertigt
iſt , in einem für jede Gemeinde beſonders anzulegenden Akten⸗

heft in zeitlicher Reihenfolge zu ſammeln . “ )

§ 5. 1. Vor der Anordnung des Eintrags einer bau⸗

rechtlichen Verpflichtung , durch deren Übernahme die zuläſſige
Überbauung eines Grundſtücks nach Fläche oder Höhe zu

Gunſten eines Nachbars verringertwerden ſoll , hat das Bezirks⸗
amt durch Vermittlung des Bürgermeiſters feſtzuſtellen , ob

) In manchen Fällen kann es erforderlich ſein , im Intereſſe
der Deutlichkeit in der baurechtlichen Verpflichtung auf einen erläu⸗
ternden Plan Bezug zu nehmen ; dieſer Plan iſt der die Eintragung
anordnenden Verfügung des Bezirksamts beizugeben und vom Bau⸗
laſtenbuchführer in dem Beilageheft (§ 20) bei der betreffenden An⸗

ordnung aufzubewahren ( Erl . d. Min . d. Innern vom 21. Dez . 1908
Nr. 65 363) .

2) Die hier vorgeſchriebene Anlegung eines beſonderen Akten⸗
heftes , in welchem die Vollzugsanzeigen über Einträge im Baulaſten⸗
buch zu ſammeln ſind , dient dazu , dem Bezirksamt und den Bau⸗
Kontrolleuren die Möglichkeit zu bieten , ſich über das Beſtehen einer
Baulaſt auf einem beſtimmten Grundſtück leicht zu verläſſigen . Zu
dieſem Zweck genügt es, wenn die Vollzugsanzeige , die das belaſtete
Baugrundſtück im Betreff genau zu bezeichnen hat , lediglich beſagt ,
daß der mit Verfügung des Bezirksamts voümmnn :

R angeordnete Eintrag vollzogen iſt ; auf Grund der Be⸗
zeichnung des Baugrundſtücks und der den Eintrag anordnenden
Verfügung wird das Bezirksamt die Baulaſt in den betreffenden
Bauakten leicht auffinden können ( Erl . d. Min . d. Innern vom
21. Dez. 1908 Nr. 65 363 ) .

60
llf
Gul

gege
Ualf
Ein

gent
L00

ihker
der

zub
Gur

die

gege

beſte

buc
wefl
erlt

agef
wütde
amtl.
Bauln
Veſee
Vupf
harder
imgi
ehtm
Foößte
Jomn
Hälleſ
desE
92*ͤ
u ert
dieſi
dieli
Düelh

Aechtli
56



ſten⸗

ertiatLlihl
hten⸗

bal⸗

ſſige
e zu
bs⸗
ob

Baulaſten . 289

auf das von der Verpflichtung betroffene Grundſtück Rechte zu
Gunſten dritter Perſonen im Grundbuch eingetragen ſind , und
gegebenenfalls nach § 27 Abſatz 3 des Ortsſtraßengeſetzes zu
verfahren . Für die zu vorſtehendem Zweck erforderliche
Einſichtnahme des Grundbuchs durch den Bürgermeiſter iſt
gemäß § 92 Abſatz 5 des Koſtengeſetzes vom 24 . September
1908 keine Gebühr zu entrichten .

2. Der Eintrag einer baurechtlichen Verpflichtung hat
ihren Inhalt genau und vollſtändig anzugeben und das von
der baurechtlichen Verpflichtung betroffene Grundſtück genau
zu bezeichnen ; zutreffendenfalls iſt auch einzutragen ,zu weſſen
Gunſten die Verpflichtung übernommen iſt . 8

3. Aus dem Eintrag muß ferner erſichtlich ſein , inwiefern
die Formvorſchriften des §S 27 Abſatz 2 des Ortsſtraßen⸗
geſetzes eingehalten ſind .

8 6. 1. Der Eintrag der am 1. Januar 1909 bereits
beſtehenden baurechtlichen Verpflichtungen in das Baulaſten⸗
buch iſt vom Bezirksamt auf Antrag von Beteiligten oder,
wenn das Bezirksamt es im öffentlichen Intereſſe für erfor⸗
derlich erachtet , von Amts wegen anzuordnen ) .

) Dem Grundſatz , daß nur den in das Baulaſtenbuch einge⸗
tragenen baurechtlichen Verpflichtungen dingliche Wirkung zukommt ,
würde am vollkommenſten dadurch Rechnung getragen , daß ſämtliche
am 1. Jan . 1909 beſtehenden baurechtlichen Verpflichtungen in das
Baulaſtenbuch eingetragen werden . Dies hätte jedoch, da auf andere
Weiſe eine zuverläſſige Feſtſtellung der vorhandenen baurechtlichen
Verpflichtungen nicht möglich wäre , eine Durchſicht ſämtlicher vor⸗
handenen Bauakten zur Vorausſetzung — eine Mühewaltung , die
im Hinblick auf den Umſtand , daß baurechtliche Verpflichtungen bis
etzt nur verhältnismäßig ſelten beſtellt worden ſind , daß ſie ferner
größtenteils der in § 27 Abſ . 2 des Ortsſtraßengeſetzes vorgeſchriebenen
Form entbehren werden und daß endlich auch wohl in nicht ſeltenen
Fällen ſeit übernahme der baurechtlichen Verpflichtung ein Wechſel
des Eigentümers des belaſteten Grundſtücks ſtattgefunden hat (vergl.
§827 Abſ . 6 a. E. des Ortsſtraßengeſetzes ) , außer Verhältnis zu dem
zu erreichenden Zwecke ſtehen würde . Die Verordnung macht deshalb
die Eintragung ſolcher Verpflichtungen davon abhängig , daß entweder
die Eintragung von Beteiligten beantragt wird oder das Bezirksamt
dieſelbe im öffentlichen Intereſſe für erforderlich erachtet .

Um den Beteiligten , zu deren Gunſten bereits beſtehende bau⸗
rechtliche Verpflichtungen übernommen worden ſind , Anlaß zu ent⸗

Schluſſer⸗Franz , Bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 19
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2. Vor der Anordnung des Eintrags einer ſolchen bau⸗

rechtlichen Verpflichtung ſind der Eigentümer des belaſteten

Grundſtücks und gegebenenfalls diejenigen , zu deren Gunſten
die Verpflichtung übernommen wurde , durch Vermittlung des

Bürgermeiſters von der beabſichtigten Eintragung mit dem

Anfügen in Kenntnis zu ſetzen , daß ihnen binnen 14 Tagen
von der Zuſtellung dieſer Eröffnung ab die Einſprache gegen
die Eintragung zuſtehe . Wird eine Einſprache erhoben , ſo
iſt der Eintrag erſt nach deren endgültiger Erledigung anzu⸗
ordnen .

3. Die Vorſchriften des § 27 Abſatz 3 des Ortsſtraßen⸗
geſetzes und des 85 Abſatz 1 dieſer Verordnung finden auch
beim Eintrag der am 1. Januar 1909 beſtehenden baurecht⸗
lichen Verpflichtungen Anwendung .

4. Aus dem Eintrag einer am 1. Januar 1909 beſtehen⸗
den baurechtlichen Verpflichtung muß erſichtlich ſein , daß ſeit
Übernahme der Verpflichtung bis zum Eintrag in das Bau⸗

laſtenbuch ein Wechſel des Eigentümers nichtſtattgefunden hat .

ſprechender Antragſtellung zu geben , ſind dieſelben nach Verkündung
der Verordnung durch öffentliche Bekanntmachung auf die neuen
Vorſchriften aufmerkſam zu machen und aufzufordern , etwaige An⸗
träge auf Eintragung baurechtlicher Verpflichtungen in das Baulaſten⸗
buch durch Vermittelung r Orts ibehörde beim Bezirksamt
einzureichen ; es empfiehlt ſich, im erſten Jahre der Geltung der
Verordnung dieſe Bekanntmachung einige Male zu wiederholen .

Ferner ſind die Ortspolizeibehörden und Baukontrolleure auf⸗
zufordern , bei Behandlung von Baugeſuchen oder bei ſonſtigen
Anläſſen zu ihrer Kenntnis gelangende früher übernommene bau⸗
rechtliche Verpflichtungen dem Bezirksamt mitzuteilen , um eine
Prüfung darüber herbeizuführen , ob die Eintragung von Amts wegen
anzuordnen ſei. Auch anläßlich der Wohnungsunterſuchung , der Vor⸗
nahme der Feuerſchau uſw . wird ſich da und dort Gelegenheit bieten ,
von etwaigen früher entſtandenen Verpflichtungen dieſer Art Kenntnis
zu bekommen und gegebenenfalls ihre Eintragung herbeizuführen .

Als Beteiligte , zu deren Gunſten baurechtliche Verpflichtungen
übernommen worden ſein können , kommen nicht nur Grundſtücks⸗
eigentümer , ſondern auch Gemeinden in Betracht ( Erl . d. Min d.
Innern vom 21. Dez. 1908 Nr. 65363 , vergleiche auch den Erl . des
genannten Miniſteriums vom 29. Sept . 1904 Nr. 27016 , die Be⸗
ſtellung von Dienſtbarkeiten zur Sicherung bauordnungsmäßiger Zu⸗
ſtände betr . ) . itte

agu
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§ 7. It eine im Baulaſtenbuch eingetragene baurecht⸗
liche Verpflichtung erloſchen , ſo ordnet das Bezirksamt auf
Antrag des Eigentümers des belaſteten Grundſtücks die
Löſchung der Baulaſt im Baulaſtenbuch an . Vor der Löſchungs⸗
anordnung iſt den Beteiligten , zu deren Gunſten die Baulaſt
übernommen worden war , von dem Antrag mit dem Anfügen
Eröffnung zu machen , daß ihnen binnen 14 Tagen von Zu⸗
ſtellung der Eröffnung ab die Einſprache an das Bezirksamt
zuſtehe . Werden Einſprachen erhoben , ſo hat die Anordnung
der Löſchung bis zur Erledigung der Einſprachen zu unter⸗
bleiben .

8 8. Einſprachen gegen die beabſichtigte Eintragung
einer am 1. Januar 1909 beſtehenden baurechtlichen Ver⸗
pflichtung &§ 6) oder gegen den Antrag auf Löſchung einer
eingetragenen Baulaſt ( § 7) ſowie Einwendungen gegen den
Inhalt eines Eintrags und gegen die Wirkſamkeit der Er⸗
klärungen , durch welche baurechtliche Verpflichtungen über⸗
nommen worden ſind , ſind beim Bezirksamt geltend zu
machen .

8§ 9. 1. Über Einſprachen und Einwendungen (8§ 8) ent⸗
ſcheidet das Bezirksamt . Gegen die Entſcheidung des Bezirks⸗
amts ſteht den Beteiligten innerhalb 14 Tagen von der

Zuſtellung der Entſcheidung ab die Beſchwerde an den Be⸗
zirksrat und gegen die Entſcheidung des letzteren gemäß 8 27
Abſatz 7 des Ortsſtraßengeſetzes und § 3 Ziffer 31 des Ver⸗

waltungsrechtspflegegeſetzes ( in der Faſſung des § 33 Abſ . 1
Buchſtabe b des Ortsſtraßengeſetzes ) binnen einer Notfriſt
von einem Monat vom Tage der Eröffnung der bezirksrät⸗
lichen Entſcheidung ab die Klage an den Verwaltungsgerichts⸗
hof zu . Rekurs gegen die Entſcheidung des Bezirksrats
findet in dieſen Fällen nach § 41 Ziffer 8 letzter Satz des

Verwaltungsrechtspflegegeſetzes ( in der Faſſung des 8 33
Abſatz 1 Buchſtabe b des Ortsſtraßengeſetzes ) nicht ſtatt .

2. Nach endgültiger Erledigung der Einſprachen und

Einwendungen hat das Bezirksamt , ſofern hierdurch eine
Eintragung in das Baulaſtenbuch erforderlich wird , dieſe Ein⸗
tragung anzuordnen .

19 *
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§S 10 . 1. Die Koſten des Verfahrens bei Eintragungen
fallen , ſoweit ſie durch unbegründete Anträge , Einſprachen
oder Einwendungen erwachſen ſind , dem Antragſteller oder

dem Widerſprechenden zur Laſt .
2. Im übrigen erfolgen die in das Bau⸗

laſtenbuch koſtenfrei .

§ 11 . Iſt die Genehmigung eines Bauvorhabens von
der Beſtellung einer Baulaſt abhängig , ſo darf die Bau⸗

genehmigung erſt erteilt werden , wenn die baurechtliche Ver⸗

pflichtung in das Baulaſtenbuch eingetragen iſt . !)

§ 12 . 1. Bei der Vorlage von Baugeſuchen an das

Bezirksamt ( § 130 der Landesbauordnung ) hat die Orts⸗

polizeibehörde anzugeben , ob und welche Baulaſten auf das

Baugrundſtück
i
im Baulaſtenbuch eingetragen ſind . ?)

9 Dieſe Vorſchrift iſt eine notwendige Folge des Grundſatzes ,
daß die Eintragung in das Baulaſtenbuch eine Vorausſetzung des
Beſtehens der Baulaſt iſt — vergl . den vorletzten Abſatz der Vor⸗
bemerkung Seite 282 — ( Erl . d. Min . d. Innern vom 21. Dez. 1908
Nr. 65363 ) .

2) Nach Anſicht des Miniſteriums genügt es zur Wahrung des
von der Baupolizeibehörde zu berückſichtigenden öffentlichen Intereſſes ,
wenn bei der Vorlage eines Baugeſuchs an das Bezirksamt die
auf das Baugrundſtück ſelbſt eingetragenen Baulaſten von der Orts⸗
polizeibehörde angegeben werden . Sollten zu Gunſten des Bau⸗
grundſtücks etwa auf Nachbargrundſtücke baurechtliche Verpflichtungen
eingetragen ſein , ſo kann es füglich dem Bauherrn überlaſſen bleiben ,
auf dieſe Verpflichtungen aufmerkſam zu machen ; unterläßt er dies ,
ſo bleibt die Baulaſt für das betreffende Bauvorhaben außer Be⸗
tracht , ſo daß das letztere ohne Rückſicht auf die Baulaſt nach den
allgemeinen Vorſchriften zu beurteilen iſt .

Auch in dem Falle , daß auf ein Baugrundſtück zu Gunſten
einer Gemeinde eine Baulaſt eingetragen ſein ſollte , die erſt zur
Wirkung kommt , wenn ein Nachbargrundſtück überbaut werden ſoll ,
iſt es, ſobald dieſer Fall eintritt , Sache der Gemeinde , ihre aus der

Baulaſt ſich ergebenden Rechte von ſich aus geltend zu machen . Die
Gemeinde iſt hierzu jederzeit in der Lage , da ſie von jedem Bau⸗
geſuch Kenntnis bekommt . (§8 130 LBO , 8 12 Abſ . 2 der Bau⸗
laſtenverordnung ) .

Sollte ſich beim Vollzug des Geſetzes nach den Erfahrungen
der Bezirksämter etwa das Bedürfnis herausſtellen , daß bei Prüfung
der Baugeſuche auch auf Nachbargrundſtücke eingetragene Baulaſten
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2. In den Städten mit ſtaatlicher Verwaltung der Orts⸗
polizei (§S 131 Abſatz 2 der Landesbauordnung ) ! ) hat das Be⸗
zirksamt auf Einkunft von Baugeſuchen die etwaige Belaſtung
des Baugrundſtücks mit Baulaſten durch Anfrage beim Bürger⸗
meiſteramt feſtzuſtellen .

§ 13 . ) 1. Die Baulaſtenbücher beſtehen aus einer
dem vorausſichtlichen Bedürfnis entſprechenden Anzahl von
Blättern . Die Größe der Blätter ſoll in der Höhe 46 om ,
in der Breite 30 em betragen .

2. Zur Herſtellung der Baulaſtenbücher iſt Papier der
Verwendungsklaſſe 1 ( vergleiche die Bekanntmachung des
Staatsminiſteriums vom 2. Juli 1906 , die Lieferung und
Prüfung von Papier zu amtlichen Zwecken betreffend
GGeſetzes⸗ und Verordnungsblatt 1906 Seite 173 ff.), zu
verwenden .

3. Das erſte Blatt des Baulaſtenbuchs , deſſen Vorder⸗
ſeite für den Titel ( „Baulaſtenbuch der Gemeinde N. “ ) be⸗
ſtimmt iſt , und das letzte Blatt haben keine Linien ; alle übrigen
Seiten ſind liniiert .

4. Außer den für die Eintragungen beſtimmten Linien
hat jede liniierte Seite zwei fettgedruckte Kopflinien mit einem
Abſtand von 2 em . Die erſte Heite eines jeden Blattes wird ferner
durch eine gedruckte Linie in zwei Längsſpalten geteilt , von
denen die erſte , die zweite / der Breite der Seite ein⸗
nimmt ; die zweite Seite eines jeden Blattes enthält ebenfalls
zwei Längsſpalten , deren erſte etwa 1 em breit iſt , während
die zweite den übrigen Teil der Seite einnimmt .

5. Die liniierten Seiten des Baulaſtenbuchs ſind mit ge⸗
druckten arabiſchen Ziffern fortlaufend numeriert .

von Amts wegen feſtzuſtellen ſind , ſo wäre hierüber unter Vorlage
der betreffenden Akten an das Miniſterium des Innern zu berichten
( Erl . d. Min . d. Innern vom 21. Dezember 1908 Nr. 65 363) .

) Siehe die Anm zu § 111 der Landesbauordnung .
YS . 13 enthält Vorſchriften über das Baulaſtenbuch , § 14 ſolche

über die Baulaſtenblätter . Unter den in § 13 erwähnten „Blättern “
ſind die Einzelblätter des Baulaſtenbuchs verſtanden ; wir machen
hierauf zur Vermeidung von Verwechslungen mit den „Baulaſten⸗
blättern “ ( § 14) beſonders aufmerkſam ( Erl . d. Min . d. Innern
vom 21. Dezember 1908 Nr. 65363 ) .
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§ 14 . ) 2) 1. Die baurechtlichen Verpflichtungen ſind in

das Baulaſtenbuch in der Weiſe einzutragen , daß für jedes
mit einer baurechtlichen Verpflichtung belaſtete Grundſtück
ein aus Aufſchriftſeite und durchlaufenden Eintragungsſeiten
beſtehendes Baulaſtenblatt nach dem als Anlagen ) beigefügten
Muſter angelegt wird . Die Baulaſtenblätter ſind in zeitlicher
Aufeinanderfolge mit fortlaufenden Nummern zu verſehen .

2. Bei der Anlegung eines Baulaſtenblattes iſt darauf Be⸗
dacht zu nehmen , daß ein angemeſſener Raum für künftige
Eintragungen bleibt . Es ſind deshalb zur Anlegung eines

Baulaſtenblattes gußer der Seite für die Aufſchrift mindeſtens
zwei durchlaufende Seiten für die Einträge vorzuſehen .

3. Auf der Aufſchriftſeite iſt die Nummer des Baulaſten⸗
blattes anzugeben und das Baugrundſtück nach der Lagerbuch⸗
nummer , gegebenenfalls auch nach Straße und Hausnummer ,

zu bezeichnen .
4. Die — durchlaufenden — Eintragungsſeiten des Bau⸗

laſtenblattes ſind gemäß § 13 Abſatz 4 in vier Längsſpalten
geteilt . In dieſe Spalten ſind zwiſchen die beiden Kopflinien
die Spaltenüberſchriften einzuſchreiben . Die erſte Spalte mit
der Überſchrift „Ofde . Nr . “ dient zur Angabe der fortlaufen⸗
den Nummer , welche jede auf ein Baugrundſtück einzutragende
Baulaſt erhält . Die zweite Spalte iſt für die Eintragung
der Baulaſten beſtimmt und erhält die Überſchrift „Inhalt
der Baulaſt“. Die dritte Spalte mit der Überſchrift „ Ande⸗
rungen “ dient zur Eintragung nachträglicher Anderungen an
dem Inhalt der Baulaſt , die vierte Spalte mit der Überſchrift
„ Löſchungen “ zur Aufnahme des Löſchungsvermerks .

5. Die letzte Seite des Baulaſtenblattes bleibt unbe⸗

ſchrieben .

§ 15 . 1. Die Einträge in das Baulaſtenblatt ſind deut⸗

lich und mit größter Sorgfalt zu ſchreiben .

9 Vergleiche die Bemerkung zu § 13 dieſer Verordnung .
). Die in § 14 erwähnten Einträge leinſchließlich der Spalten⸗

überſchriften ) ſind handſchriftlich zu fertigen ( Erl d. Min . d. Innern
vom 21. Dez. 1908 Nr. 65363 ) .

) Das der Verordnung als Anlage beigefügte Muſter iſt im
Geſ. ⸗ und VOBl . 1908 Seite 679684 abgedruckt .
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2. Die Einträge der Baulaſten ſollen in der für ſie be⸗
ſtimmten Spalte ohne größere Zwiſchenräume aufeinander
folgen . Jeder Eintrag einer Baulaſt iſt mit einem durch
fämtliche Spalten gehenden Querſtrich abzuſchließen .

3. Abkürzungen ſind zu unterlaſſen , es ſei denn , daß es

ganz allgemein gebräuchliche (3. B. Nr . ſtatt Nummer ) ſind .
4. Im Baulaſtenbuch darf nichts ausgeſchabt , über⸗

ſchrieben oder
ſonſ ſerli

gemacht oder durchgeſtrichen
werden . Er t, Schreibverſehen zu
verbeſſſſern, r nämlichen Spalte
unter dem der unrichtige Teil rot
einzuklamn die weder den Sinn ändern

noch das Verſtä chtigen , können unverbeſſert
bleiben .

§ 16 .

zu unterſtreick

Spa lte „Löſ

ganz gelöſcht , ſo iſt er rot

Löſchungsvermerk in die

trags geändert , ſo iſt der
rot einzuklammern . Der

effenden Stelle iſt in die Spalte

von der Anderi

abgeänderte W̃

„ Anderungen “

§ 17 . 1. Iſt ein 80 ulaſtenblatt vollgeſchrieben und tritt

die r Eintragungen ein , ſo iſt dasſelbe

2 Die 84 ch Eintragung des Schlie⸗
ßungsvermerks ſowie am Schluß der Ein⸗

träge . Sind nicht

die leer gebl

Schließungsverm iſt die

das neue Baulaſtenblatt bef

3. Wird ein Baulaſ

Aufſchrift ddes neuen B

verweiſen . Der Inhalt gel
Baulaſtenblatt nicht zu übertragen , vielmehr ſind nur die
Nummern der gelöſchten Einträge mit dem Vermerk „Gelöſcht “
in das neue Baulaſtenblatt zu übernehmen . Die Überein⸗

ſtimmung des Inhalts des neuen Baulaſtenblattes mit dem⸗

chweit ausgefüllt , ſo ſind
durchkreuzen . In dem

nzahl anzugeben , wo ſich
0

geſchrieben , ſo iſt in der

auf das bisherige zu
Einträge iſt in das neue
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jenigen des bisherigen iſt am Schluß des umgeſchriebenen 1

Inhalts von dem Baulaſtenbuchführer zu beſcheinigen . be

§ 18 . Die Einſicht der Baulaſtenbücher , welche nach 8 27
Abſatz 5 des Ortsſtraßengeſetzes jedermann gebührenfrei ge⸗ 0
ſtattet iſt , darf nur in Gegenwart eines Beamten geſchehen . 3

§ 19 . Neben dem Baulaſtenbuche iſt , ſoweit erforder⸗
lich, zur leichteren Auffindung der in demſelben eingetragenen
Grundſtücke ein Regiſter ! ) zu führen , in welchem die mit einer 46
baurechtlichen Verpflichtung belaſteten Baugrundſtücke unter bä
Angabe der Nummer und Seitenzahl des betreffenden Bau⸗ 6
laſtenblattes in überſichtlicher Weiſe zu verzeichnen ſind . 0

§ 20 . Sämtliche Anordnungen des Bezirksamts , durch b0
welche Eintragungen in das Baulaſtenbuch verfügt werden , 5

ſind nebſt den den Anordnungen etwa beigegebenen Belegen 5( vergleiche § 4 Abſatz 1 a. E. ) vom Baulaſtenbuchführer in
5

einem Aktenheft in zeitlicher Reihenfolge zu ſammeln und bei 1⁰
dem Baulaſtenbuch aufzubewahren . 80

flie

4 . Verordnung des Miniſteriums des Innern l0
vom 19 . Dez . 1910 , die Erhebung von Bauge⸗ m

bühren betr . ( Baugebührenordnung )
in der Faſſung der Verordnungen vom 4. Nov . 1920 und 5. Jan . 1924

10
( Geſ⸗ u. VOBl . 1910 S. 800 , 1920 S. 515, 1924 S. 6) . 0
Auf Grund des 8 29 des Verwaltungsgebührengeſetzes 85in der Faſſung des Geſetzes vom 22 . Juli 1910 , Geſ . ⸗ u. 0

) Aus Baulaſtenbüchern , die nur eine geringe Zahl von Bau⸗
laſten enthalten , wird das Vorhandenſein einer Baulaſt bezüglicheines beſtimmten Baugrundſtücks jederzeit leicht feſtzuſtellen ſein .
Für umfangreichere Baulaſtenbücher iſt dagegen die Führung eines
beſonderen Regiſters notwendig , mit deſſen Hilfe die in das Bau⸗
laſtenbuch eingetragenen Baugrundſtücke raſch und in zuverläſſiger 6
Weiſe zu finden ſind ; die Führung eines ſolchen Regiſters wird fſchon bei Baulaſtenbüchern mit mehr als 50 Baulaſtenblättern an⸗
gezeigt ſein . Für dieſes Regiſter iſt vor allem überſichtlichkeit
erforderlich , es empfiehlt ſich, dasſelbe in Zettelform ( nach Art einer
Kartenregiſtratur ) einzurichten ( Erl . d. Min d. Innern vom 21. Dez . 1908Nr. 65363 ) .
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